
der \Vanderungsgewiun erstmals 11ad1 clem Kriege vom Ge­
hurtenüherschuß leid1t übertroffen. In diesem Jahr 1imfaßte 
nämlid1 cler Gelrnrtenübersdmß 64,200 uncl der \Vancleruugs­
gewinn 63 500 Personen. Somit war clie Bevölkerungszunahme 
1959 etwa je zur Hälfte auf den Gel,urtenüherschuß (50,3 vH) 
uncl auf clen Wa111lerungsgewinn (49,7 vH) zurückzuführen. 

Die beiden Komponenten des Bevölkerungswachstums 
haben sich 1959 gegenüher 1955 wie folgt verändert: Der 
Gehurtenüberschuß hat von 4'1400 auf 64 200 Personen, also 
um 45 vH zugenommen. Auf 1000 Einwohner herechnet ist 
in diesem Zeitraum die Sterhlid1keit unter geringen Schwan­
kungen (10,2 bis 11,0) fast unverändert geblieben, die Ge­
hurtenhäufigkeit dagegen von 16,7 auf 18,8 und damit auch 
cler Geburtenübersdmll von 6,3 auf 8,6 gestiegen. Beim Wan­
clerungsgewinn zeigt sich zwischen 1955 uncl 1959 ein Rück­
gang von 104 100 auf 63 500 Personen (- 39 vH). Dies ist 
clarin hegrünclet, daß 1959 die Zahl der Zuzüge über die 
Landesgrenze (244 500) nur um 2700, clie Zahl der Fortzüge 
(181 000) aber um 43 300 höher war als 1955. Von 1958 auf · 
1959 hat sich der GehurtenüherschuB um 5200 Personen 
(8,9 vH) erhöht, der Wanderungsgewinn dagegen um 8600 
Personen (-11,9 vH) verringert. 

,vachsen(ler,vanderungsgewinn aus dem Auslan(l 

Die Zahl der Vertriebenen in Baden-Württemberg hat 1959 
um 30 700 oder 2,3 vH zugenommen. Bei den Zugewanderten 
heträgt die entsprechende Zunahme 22 400 Personen oder 
5,1 vH. Beicle Gruppen sind demnach auch 1959 noch stärker 
gewachsen als die übrige Bevölkerung, die nicht zum Per­
sonenkreis der Vertriehenen und Zugewanderten zählt und 
hei der die Zuwachsrate nur 1,3 vH beträgt. Bei einem Ver­
gleich mit clen entsprechenden Zuwachsraten für 1958 ergiht 
sich aller\lings die hemerkenswerte Tatsad1e, daß sid1 1959 
das Wachstum hei den V ertriehenen (1958: 3,8 vH) und Zu­
gewanderten (6,3 vH) merklich ahgesd1wächt, hei der ührigen 
Bevölkerung (1,0 vH) dagegen zugenommen hat. Dies hängt 
weitgehend damit zusammen, daß in der Zusammensetzung 
des Wanderungsgewinns nach I-lerkanftsgehieten gegenüber 
1958 starke Veränderungen eingetreten sind. Von 1958 auf 
1959 ist nämlich der Warulerungsgewinn ans Berlin, der so­
wjetisd1e11 Besatzungszone und den 1111 ter fremder Verwaltung 
stehenden Ostgehieten des Deutsd1en Reichs von 43 700 auf 
24 600 Personen zurückgegangen, der \Vamlerungsübersdmß 
aus dem Auslaml aber - hedingt durd1 den Zuzug ausländi­
sdrnr Arbeitskräfte - von 7500 auf 17 400 gestiegen. So waren 
die Vertriebenen und Zugewanderten im \'l'anderungsgewinn 
1958 nod1 mit 7,1,6 vH, 1959 aber nur noch mit 46,8 vH ver­
treten. 

Entwicklung in den Regierungsbezirken sowie in den 
Stadt- und I,andkreisen 

Für die Regierungsbezirke ergah sid1 am Jahresende 1959 
folgender Bevölkerungsstand: 

Nor<lwi.irttembcrg ......... . 2 9•i6 100 39,0 
Nordbaden ............... . 1 658 400 21,9 
Siidhadcn ................. . 1 586 ~00 21,0 
Süd wü rtt cmhcrg-Hohcnzo l lern 1 369 800 18,1 

Baden-Würllemherg ....... . 7 560 700 100,0 

Die Bi:viilkernngsentwicklung der einzelnen Regierungs­
bezirke war hereits in den letzten Jahren durch eine zu­
nehmende Angleichung der Zuwachsraten gekennzeichnet. Im 
Jahr 1959 hat sich das Bevölkerungswad1stum noch ausge­
glid1ener gestaltet als im Vorjahr. In Nordwürttemberg, eiern 
La111lesteil mit der stärksten Zunahme, ist die Zuwachsrate 
von 2,0 vH im Jahr 1958 anf l,9 vH im Berichtsjahr znrüd,­
gegangen, dagegen in Nordha,len, das in den letzten Jahren 
die schwächste Bevölkerungsznnahme aufzuweisen hatte, von 
1,5 vH auf 1,6 vH gestiegen. Im gleichen Verhältnis wie in 
Nonlhaclen hat sid1 1959 ,die Einwohnerzahl aud1 in Südhaden 
erhöht. In Südwürttemherg-I-lohenzollern e11tsprad1 die Be­
·völkernngsznnahme. 1959 dem Landesdnrd1sdrnitt von 1,7 vH. 

In den hei,Ien südlichen Regierungshezirken war 1959 das 
natürliche Bevölkerungswachstum wieder stärker als in den 
heiden anderen Landesteilen und trug auch stärker als der 
\Vanderungsgewinn zu der Bevölkerungszunahme hei. Der 
Anteil, der von der Bevölkerungszunahme insgesamt auf den 
Gelrnrtenüherschuß entfiel, hetrug in Südhaden 61 vH und in 
Südwürttemherg-Hohenzollern 57 vH, dagegen in Nordwürt­
temherg 46 vH und in Nordhaden 42 vH. Auf 1000 Einwohner 
berechnet hatte 1959 Südwürttemherg-Hohenzollern mit 9,6 
den höchsten Geburtepüherschuß vor Südbaden mit 9,5 und 
Norclwürttemherg mit 8,7, während sid1 für Nordbaden mit 
seinem verhältnismäßig hohen Anteil großstädtischer Bevöl­
kerung nur ein Gclrnrtenühersdrnß von 6,6 ergah. 

Weit unterschiedlicher als in den Regierungshezirken ver­
lief 1959 <lie Bevölkerungsentwicklung in den Stadt- und 
Landkreisen, über die nehenstehende Tahelle im einzelnen 
Aufsdiluß gibt. Von den St"'ltlcreisen hatten Pforzheim 
(2,9 vH), Freiburg im Breisgau (2,1 vH) und Heilhronn 
(1,8 vH) die stärkste Bevölkerungszunahme zu verzeichnen. In 
Mannheim betrug die Zunahme wie im Landesdurchschnitt 
1,7 vH; unter diesem Durchsdrnitt blich sie in Karlsruhe 
(1,4 vH), Stuttgart (1,:3 vH) und Heidelherg (0,8 vH). In den 
beiden iihrigen Stadtkreise), ergab sich 1959 infolge Wamle­
rungsverlus.ten (Lagerauflösung) eine Bevölkerungsahnahme, 
die hei Baden-Baden - 1,1 vH nnd hei Ulm sogar - :3,6 vl-1 he­
trug. 

Unter den L11rullrreisen weist Böhlingen (5,2 ,·H) die höd1ste 
Bevölkerungszunahme auf. Dod1 auch in den anderen Nad1-
harkrcisen der Landeshauptstadt lagen 19:i9 die Znwad1sraten 
wieder heträchtlid1 üher dem Landesdurd1schnitt, so vor 
allem in Leonherg (3,7 vH), Waihlingen (3,4 vH) und Eßlfngen 
(3,2 vH). Stärker als um 3 vH ist die Einwohnerzahl außer­
dem in den Landkreisen Tübingen, Überlingen und Tettnang 
gestiegen. Die geringste Bevölkernngszunahme unter den 
Landkreisen hatte 1959 Lahr (O,S vH), Tauherbisd1ofsheim 
(0,4 vH) und Kehl (0,3 vH). Im Landkreis Hochschwarzwald 
ergah sich ebenfalls wie hei den Stadtkreisen Ulm und Baden­
Baden wegen Lagerauflösungen eine Bevölkerungsabnahme 
(- 0,5 vH). Die im Jahre 1959 verstärkten Maßnahmen zur 
Unterhringnng der Lagerhevölkernng in '\'i' ohnungen und 
Ühergangswohnheimen haben auch in anderen Landkreisen 
- vor allem in Südhaden, wo sid1 zahlreiche solcher Lager be­
fanden - zn \Va111lernngsverlusten geführt, die aber üherall 
mit Ausnahme der drei genannten Stadt- und Landkreise 
dnrd1 Gehnrtenüherschüsse mehr als ausgeglichen wurden. 

Paul Steinki 

Das Sozialprodukt im Jahr 1959 

Bei der Beurteilung ,ler nad1folgenden Darstellung der 
Entwicklung des Sozialprodukts im Jahr 1959 ist zu berück­
sichtigen, daß die Ergebnisse einer vom Statistischen Bundes­
amt inzwisd1e11 durd1geführten Revision der Sozialprodukts­
herechnungen von 1950 his 1959 den Arheiten für die Bundes­
länder noch nicht zu Grunde gelegt werden konnten. Um 
trotzdem wenigstens eine erste Aussage üher die gesamtwirt-

sdrnftlidrn Entwicklung der Bumlesländer gehen zu können, 
wurde eine vorläufige Beredrnung im Anschluß an die bisher 
veröffentlichten Zahlen vorgenommen. Da für das Bundes­
gebiet für das Jahr 1959 nur das Ergebnis nach der neuen 
Berechnung vorliegt, wurde die dahei ausgewiesene Zuwad1s­
rate (Veränderung gegenüher 1958) von 7,6 vH an das Ergeb­
nis 1958 vor der Revision angelegt, um eine mit den Länder-
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zahlen vergleichbare Größe zu erhalten. Für das Bundesgebiet 
ergibt sid1 dadurd1 ein Bruttoinlandsprodukt in Höhe von 
239,6 l\frd. DM, das von der vom Statistischen Bundesamt 
nach der Neuberedmung veröffentlichten Zahl von 244,9 Mrd. 
DM um 5,3 Mrd. DM abweidtt. 

Das Sdnvergewidtt der Betrad1tung der so für das Bundes­
gebiet und die Länder gewonnenen Anschlußzahlen an die bis­
her veröffentlichten Werte liegt deshalb weniger bei dem 
ahsoluten Betrag des Bruttoinlandsproduktes als hei der rela­
tiven Zunahme gegenüber 1958. Die volle Vergleichbarkeit 
auch mit den neuen absoluten Zahlen für die Bundesrepublik 
ist erst wieder gegeben, wenn aud1 bei den Länderberechnun­
gen die vom Statistischen Bundesamt durchgeführten Verbes­
·serungen berücksid1tigt sind. Die entsprechenden Arbeiten 
für eine Neuberechnung sind im Gange. Mit einer umfassen­
den Darstellung, zum Teil mit tiefer gegliederten Ergebnissen 
als hisher, ist gegen Ende dieses Jahres zu rechnen. 

Das Bruttoinlandprodukt in Boden-Württemberg und in den 
Bundesliindern in jeweiligen Preisen 

1957 1958 19591) 
Zuoohmc !Zunahme IZunobme Lond Mrd. gegen Mrd. gegen Mrd. gegen 

DM Vorjahr DM Vorjahr DM Vorjohr 
in ,·H in ,·H in vH 

Baden-Württemberg 30,2 7,4 32,8 8,4 35,4 8,0 
Sd,leswig-Holstein ... 6,8 9,7 7,2 6,6 7,9 9,0 
Hamburg ........... 13,7 9,4 14,6 6,7 16,0 9,5 
Niedersachsen ....... 22,5 8,6 23,9 6,5 26,0 8,5 
Bremen ............ 4,1 9,7 4,2 4,6 4,5 6,5 
Nordrhein-W estf aleu 72,2 8,7 75,4 4,3 · 79,7 5,5 
Hessen ............. 18,0 7,3 19,4 7,6 21,1 9,0 
Rheinland-Pfalz ..... 10,8 9,3 11,3 4,8 12,2 7,5 
Bayern ············· 31,3 7,6 33,9 6,1 36,8 8,5 

Bundesgebiet ....... 210,2 s,:J 222,7 6,0 239,6 1',6 

1) Sd1ii1zu11g, ,la die Bercdmung nad1 verbesserten Unterlagen nod1 nid1t 
al,i;csddosscn ial. 

Das Bruttoinfondsprodukt Baden-Württembergs betrug nad, 
den vorläufigen Berechnungen im Jahr 1959 rund 35,4 l\frd. 
DM und wies damit gegenüber dem Vorjahr, bei einer abso­
luten Zunahme von rund 2,6 Mrd. Dl\I eine Steigerung um 
8 vH auf. Damit wurde nahezu wieder die Zuwachsrate des 
Vorjahres erreid1t, die in Baden-Württemberg mit 8,4 vH 
unter allen Bundesländern die höd1ste war. Für das Bundes­
gebiet hat das Statistische Bundesamt eine Zuwachsrate von 
7,6 vH und auf der Basis konstanter Preise von 5,7 vH be­
rechnet. Unter Zugrundelegung des daraus abgeleiteten Prei's­
inilexes ergiht sid1 für Baden-Württemberg eine reale Sozial-

prodnktszunahme von ungefähr 6,1 vH, die höher liegt als im 
Vorjahr, wo sie 5,3 vH' betrug. 

Zu dem realen Wadistum des Inlandsprodukts hat zu einem 
Teil die Erhöhung der Zahl iler Erwerbstätigen beigetragen 
und die trotz Arbeitszeitverkürzung erhöhte Gesamtzahl der 
geleisteten Arbeitsstunden. In diesem Zusammenhang kommt 
auch der Aufnahme von Arbeitskräften aus Mitteldeutsdtland, 
wie sd1on in den früheren Jahren, eine nicht zu untersd1ät­
zenile Bedeutung für die wirtschaftliche Expansion zu. Eine 
große Rolle spielt indes zweifellos auch der Anstieg der Pro­
duktivität durch eine wachsende Kapazitätsausnutzung und 
durch die unter ilem Druck des Arbeitskräftemangels zuneh­
mende Kapitalintensität der Produktion. 

Von der Entwidclung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen 
läßt sich sd1on vor Abschluß der endgültigen Berechnungen 
feststellen, daß ihr Beitrag zur Steigerung des Inlandsproduk­
tes dod1 sehr unterschiedlidt war. Der Bereich Land- und 
Forstwirtsdiaft, der im Vorjahr die höchste Zuwachsrate auf­
wies, zeigte zwar eine erneute Zunahme, blieb aber hinter 
derjenigen der übrigen Wirtschaftsbereiche etwas zurück. Hier 
wirkte sich ilie gegenüber dem Vorjahr sdtlechtere Obst- und 
Gemüseernte aus. Beim verarbeitenden Gewerbe treten einige 
.Industriegruppen wie zum Beispiel Fahrzeugbau, Elektro­
technik, Maschinenbau und andere mit starken Zunahmen 
besonders hervor. Ganz allgemein waren bei den einzelnen 
Industriegruppen die Zuwadtsraten in jeweiligen Preisen 
etwas höher als die zu konstanten Preisen, selbst dort, wo die 
Verkaufspreise nicht gestiegen sinil, weil die Einkaufspreise bei 
Importen zum Teil niedriger lagen als im Jahr 1958. Eine über­
durdtsdtnittlidie Entwicklung weist auch das Baugewerbe auf, 
hauptsächlidt bei der Beredtnung zu jeweiligen Preisen, da 
nid1t nur die effektiven Bauleistungen, sondern audt deren 
Preise gegenüber dem Vorjahr gestiegen sind. Audi der Be­
reich Handel uni! Verkehr läßt einen starken Zuwachs erken­
nen, wogegen bei den Dienstleistungsbereidten die Auftriebs­
tendenzen sich am wenigsten auswirkten. Das ist vor allem 
darauf zurückzuführen, daß der Beitrag des Staats und der 
Gebietskörpersdiaften zum Inlandsprodukt, der hauptsächlich 
von den Personalausgaben bestimmt wird, nidtt in dem Aus­
mall zugenommen hat, wie es bei ilen meisten anderen Be­
reid1en iler Fall war. 

Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in den anderen 
Bundesländern zeigt bei Schleswig-Holstein und Hessen mit 
runil 9,0 vH die höchsten Zuwad1sraten. Es folgen Bayern, 
Nieilersad,sen nncl Baden-Württemberg mit Zunahmen zwi­
sd1en 8 und 8,5 vH. Die geringste Zuwad1srate weist mit rund 
5,5 vH Nordrhein-Westfalen auf, wodurch auch der Bundes­
durchschnitt stark beeinflußt wird. Georg Wud1ter 

'Das stene1•pfliclttige Vermögen am l.Januar 1957 
Ergebnisse der Vermögensteuerstatistik 1957 

Vorbemerkungen 

Auf Grund der Koordinierungsvereinbarung zwisd1en Bund und 
Ländern vom 13. Januar 1958 wurde im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) eine Statistik der Hauptveranlagung der Vermögensteuer 
und der Hauptfeststellung der Einheitswerte der gewerblichen Be­
triebe auf den l. Januar 1957 nach einheitlichen Grundsiitzen durch• 
geführt. Als Erhebungsunterlagen für die Vermögensteuerstatistik 
1957 hatten die Finanzämter Durchschriften der V eranlagungsbe• 
sd1eide - Formulare Vm 7 (Vermögensteuerbescheid) und Vm 11 
(Einheitsbewertung und Vermögensteuer der Körperschaften) - aus• 
zufertigen und den Statistischen Laudesiimtern einzureichen. Nad1• 
stehend werden zunächst die baden-württembergisd1en Ergebnisse 
aus der Hauptveranlagung der Vermögensteuer behandelt. Die Er• 
gebnisse für die Einheitswertstatistik 1957 werden iu einem der 
niid1Sten Hefte dieser Zeitschrift veröffentlicht. 

Durch die Verrnögensteuerstatistik 1957 wurden wie bei der voran• 
gegangenen Statistik', die mit der Hauptveranlagung zum 1. Januar 

1 Vgl. ,,S1otisti1die Monauhcfte Baden-Würllemberg", 7. Jg, 1959, Heft 4, 
S. 87 und ,;Slolistisches Hondbud, Badon-Würtlcmberg", 2. Ausgabe 1958, 
s. 418 rr. 
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1953 verbunden war, .nur die steuerpßid11igen Vermögen erfaßt. 
Außer Betracht blieb die große Zahl der kleineren, nicht steuer­
pßid1tigen Vermögen, die sogenannten „nv"-Fälle, nämlich: a) die 
unbesdiriinkt steuerp8id1tigen natürli.chen Personen mit einem Ge­
samtvermögen von nicht mehr als 20 999 DM (Verheiratete) bzw. 
10 999 Dl\'I (andere Personen), b) die unbeschränkt steuerpßichtigen 
nicht natürlichen Personen - ausgenommen Kapitalgesellschaften -
mit einem Gesamtvermögen von nicht mehr als 10 999 DJ\I, e) die 
beschränkt Steuerpßichtigen, deren Gesamtvermögen ( = Inlandsver• 
mögen) weniger als 3000 DM betrug. Überschuldete Steuerpßichtige 
wurden nur insoweit erfaßt, als es sich um llliudesthesteuerungsFälle 
handelte. Das steuerpßichtige Vermögen wurde nach den Vorschrif• 
ten des Bewertungsgesetzes' in Verbindung mit dem Vermögensteuer• 
gesetz' festgestellt. Die Vermögensteuer wurde nach einem gespal­
tenen Steuersatz erhoben. Normalerweise betrug die Vermögensteuer 
1 vH; sie ermäßigte sich jedoch auf 0,75 vH des steuerpßid1tigen 
Vermögens, soweit dieses den Betrag der nach § 31 des Lasten-

• BcwG ,·01u 16'. Ok1ober 1934 (RGBI. I S. 1035) nebst Änderungsvorschrif­
ten, insbesondere vom 16. Jonuar 1952 (BGBJ. I S. 22) und 26. Juli 1957 
(BGBI. I S. 848); VStG i. d. F. vom 10. Juni 1954. (BGBl. I S. 137) mit 
Jen Än,lcrungen iles Gesetzes vom 26. Juli 1957. 




